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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

a) Im Bereich des öffentlichen Dienstes haben sich bei der 
Durchführung des Gesetzes unüberwindbare Schwierigkei- 
ten ergeben. Die Regelung in § 84 BBiG, wonach die oberste 
Dienstbehörde zuständige Stelle im Sinne des Berufsbil- 
dungsgesetzes ist, ist nicht praktikabel. 

b) Die im Zusammenhang mit § 84 im Bereich des öffentlichen 
Dienstes aufgetretenen Schwierigkeiten bei der Durchfüh- 
rung des Berufsbildungsgesetzes haben dazu geführt, daß 
auch die Umwandlung der Prüfungsausschüsse (§ 109) nicht 
zeitgerecht erfolgen konnte. 

c) Für eine Reihe von Heilhilfsberufen besteht das Bedürfnis 
für eine sofortige Regelung durch die Bundesländer. 

B. Lösung 

Die entstandenen Schwierigkeiten werden durch eine Änderung 

der entsprechenden Vorschriften behoben. 

a) Durch die Neufassung des § 84 BBiG wird die Bestimmung 
der zuständigen Stelle der jeweiligen obersten Bundesbe- 
hörde für ihren Geschäftsbereich bzw. den Ländern über- 
lassen. 

b) Den Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften des 
öffentlichen Rechts wird in einem neuen § 84 a das Recht 
eingeräumt, für ihren Bereich die zuständige Stelle für die 
Berufsbildung selbst zu bestimmen. 
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c) Die Frist für die Umwandlung der Prüfungsausschüsse in 
§ 109 ist so festgelegt worden, daß die Ausschüsse noch bis 
zum Ablauf einer angemessenen Ubergangsfrist nach Ände- 
rung des § 84 berechtigt sind, Prüfungen abzunehmen. 

d) Den Bundesländern soll übergangsweise das Recht zum Er- 
laß von Rechtsverordnungen nach dem Berufsbildungsgesetz 
übertragen werden. 

C. Alternative 

Keine 


D, Kosten 


Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 

— Drucksache VI/1493 — 


A. Bericht des Abgeordneten Berding 


Der Bundestag hat den Gesetzentwurf in seiner 
87. Sitzung am 16. Dezember 1970 ohne Aussprache 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung feder- 
führend und dem Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft sowie dem Innenausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. Der Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft hat den Gesetzentwurf am 17. Dezember 1970 
beraten und die unveränderte Annahme vorgeschla- 
gen. Der Innenausschuß hat nach Beratung am 
21. Januar 1971 empfohlen, den Gesetzentwurf mit 
den Änderungsvorschlägen des Bundesrates, denen 
die Bundesregierung zugestimmt hat, zu billigen 
und außerdem empfohlen, den Kirchen und sonsti- 
gen Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts 
in einer Sonderregelung das Recht einzuräumen, für 
ihren Bereich die zuständige Stelle für die Berufs- 
bildung selbst zu bestimmen. 

Das Anderungsgesetz bezweckt vor allem, die im 
Bereich des öffentlichen Dienstes entstandenen 
Schwierigkeiten bei der Durchführung des Berufs- 
bildungsgesetzes zu beheben. 

Durch die Neufassung des § 84 Abs. 1 wird ver- 
mieden, daß jede Gemeinde, jeder Gemeindever- 
band und jede andere rechtsfähige Anstalt, Kör- 
perschaft und Stiftung des öffentlichen Rechts als 
oberste Dienstbehörde „zuständige Stelle” im Sinne 
des Berufsbildungsgesetzes ist. Den obersten Bun- 
desbehörden und den Ländern wird in Zukunft die 
Bestimmung der zuständigen Stellen für ihren Be- 
reich überlassen. 

Ein neuer Absatz 2 wurde in § 84 zur Klarstellung 
aufgenommen; er beruht auf dem bereits in § 75 
Satz 2 zum Ausdruck gekommenen Grundgedanken, 


daß sich die zuständige Stelle nach der Art der Aus- 
bildungsberufe bestimmt unabhängig davon, in wel- 
chem Bereich für diesen Beruf ausgebildet wird. 

Mit der Verlängerung der Umwandlungsfrist für 
Prüfungsausschüsse in § 109 wird den Schwierig- 
keiten Rechnung getragen, die sich bei der Umbil- 
dung der Prüfungsausschüsse — insbesondere im 
Bereich des öffentlichen Dienstes — ergeben haben. 
Die bis zum 31. Dezember 1971 vorgesehene Frist 
wird für die Fälle abgekürzt, in denen die Amtszeit 
eines Prüfungsausschusses bereits abläuft oder ein 
neuer Prüfungsausschuß gebildet wird; denn es ent- 
spricht dem Zweck des Gesetzes, die Prüfungsaus- 
schüsse so früh wie möglich umzuwandeln. 

Der Ausschuß hat außerdem die mit der Stellung- 
nahme des Bundesrates (Drucksache VI/1493, An- 
lage 2) vorgeschlagene Regelung übernommen, 
den Ländern übergangsweise das Recht zu überlas- 
sen, im Bereich der Heilhilfsberufe Vorschriften zu 
erlassen, solange keine bundeseinheitliche Regelung 
getroffen wird. Mit dieser Vorschrift wird in einer 
Anzahl von Fällen dem dringenden Bedürfnis nach 
einer sofortigen Regelung Rechnung getragen. Auf 
eine Aufzählung von einzelnen Ermächtigungen ist 
jedoch — wie es die Bundesregierung in ihrer Ge- 
genäußerung (Drucksache VI/ 1493, Anlage 3) empfoh- 
len hat — verzichtet worden, um den Ländern alle 
notwendigen Regelungen zu ermöglichen. 

Der Ausschuß hat auch dem im Laufe seiner Be- 
ratung von den Kirchen vorgetragenen Wunsch 
nach einer Sonderregelung für ihren Bereich Rech- 
nung getragen. Die Vorschrift des § 84 trifft für die 
Kirchen nicht zu, da diese weder der Aufsicht des 
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Bundes noch der der Länder unterstehen. Den Kir- 
chen und sonstigen Religionsgemeinschaften des 
öffentlichen Rechts wird daher in einem neuen § 84 a 
das Recht eingeräumt, für ihren Bereich die zuständi- 
ge Stelle selbst zu bestimmen. Als Folge des neuen 
§ 84 a mußte die Regierungsvorlage zu § 84 Abs. 2 da- 
hin gehend ergänzt werden, daß auch „die Kirchen und 
sonstigen Religionsgemeinschaften des öffentlichen 
Rechts" ausdrücklich genannt werden. Damit wird 
klargestellt, daß die Zuständigkeit des „allgemei- 
nen" öffentlichen Dienstes nach § 84 Abs. 1 in den 
Fällen auch für den Bereich der Kirchen unberührt 


bleibt, in denen die Kirchen nach Ausbildungsord- 
nungen des „allgemeinen" öffentlichen Dienstes 
(z. B. Verwaltungslehrlinge) ausbilden. 

Schließlich schlägt der Ausschuß eine Entschlie- 
ßung zur weiteren Novellierung des Berufsbildungs- 
gesetzes vor. Die zahlreichen Änderungsvorschläge 
zum Berufsbildungsgesetz bedürfen dabei einer ein- 
gehenden Prüfung. Der Ausschuß ist aber der Auf- 
fassung, daß das Gesetz schon jetzt eine ganze Reihe 
von Möglichkeiten zur Verbesserung und Weiter- 
entwicklung der beruflichen Bildung bietet, die voll 
ausgeschöpft werden sollten. 


Bonn, den 21. Januar 1971 


Berding 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1493 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Frage einer umfassenden Novelle zum Be- 
rufsbildungsgesetz eingehend zu prüfen und 


dabei die vorliegenden Novellierungsvor- 
schläge einzubeziehen; 

2. dafür zu sorgen, daß alle an der Durchführung 
der beruflichen Bildung und nach dem Be- 
rufsbildungsgesetz Verantwortlichen die mit 
dem Gesetz gegebenen Möglichkeiten zur 
Verbesserung und Weiterentwicklung der be- 
ruflichen Bildung voll ausschöpfen; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 21. Januar 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Berding 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 

— Drucksache VI/ 1493 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1112) wird wie folgt geändert: 

1. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Im öffentlichen Dienst bestimmt für den 
Bund die oberste Bundesbehörde für ihren 
Geschäftsbereich die zuständige Stelle 

1. in den Fällen der §§ 23, 24 und 45 sowie 
der §§ 23 a, 24 und 41 a der Handwerks- 
ordnung, 

2. für die Berufsbildung in anderen als den 
in den §§ 73 bis 75, 79, 87, 89, 91 und 93 
erfaßten Ausbildungsberufen; 

dies gilt auch für die der Aufsicht des Bundes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts; die 
Länder bestimmen die zuständige Stelle für 
ihren Bereich sowie für die Gemeinden, die 
Gemeindeverbände und die sonstigen der 
Aufsicht der Länder unterstehenden Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts." 

b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Ausbil- 
dungsberufe, in denen außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes nach Ausbildungsordnungen 
des öffentlichen Dienstes ausgebildet wird." 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes 

(BBiG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1112 wird wie folgt geändert; 

1. § 84 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Ausbil- 
bildungsberufe, in denen im Bereich der Kir- 
chen und sonstigen Religionsgemeinschaften 
des öffentlichen Rechts oder außerhalb des 
öffentlichen Dienstes nach Ausblidungsord- 
nungen des öffentlichen Dienstes ausgebildet 
wird. " 
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Entwurf 

c) Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Im Bereich des Bundes ist die oberste 
Bundesbehörde oder die von ihr bestimmte 
Behörde die zuständige Behörde im Sinne der 
§§ 23, 24, 37 Abs. 4, §§ 41 und 56 Abs. 2 und 3. 
Ist eine oberste Bundesbehörde oder eine 
oberste Landesbehörde zuständige Stelle im 
Sinne dieses Gesetzes, so bedarf es in den 
Fällen der § 37 Abs. 4, §§ 41 und 56 Abs. 3 
keiner Genehmigung." 

d) Absatz 3 wird Absatz 4. 


2. § 109 erhält folgende Fassung: 

„Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen- 
den Prüfungsausschüsse, die den §§ 36 bis 38 
nicht entsprechen, dürfen noch bis zum 31. De- 
zember 1971 Prüfungen abnehmen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1, September 
1970 in Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
c) unverändert 


d) unverändert 

la. Es wird folgender § 84 a eingefügt: 

„§ 84 a 

Zuständige Stelle für den Bereich der Kirchen 
und sonstigen Religionsgemeinschaften 
des öffentlichen Rechts 

Die Kirchen und sonstigen Religionsgemein- 
schaften des Öffentlichen Rechts bestimmen für 
ihren Bereich die zuständige Stelle für die Berufs- 
bildung in anderen als den in den §§ 73 bis 75, 79, 
84, 87, 89, 91 und 93 erfaßten Ausbildungsberu- 
fen." 

l b. Dem § 107 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Solange und soweit von den Ermächtigun- 
gen zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach die- 
sem Gesetz kein Gebrauch gemacht wird, werden 
die Landesregierungen ermächtigt, solche Rechts- 
verordnungen im Bereich der Heilhilfsberufe zu 
erlassen. Die Ermächtigung kann auf oberste Lan- 
desbehörden weiter übertragen werden." 

Der bisherige § 107 Satz 1 wird § 107 Abs. 1. 

2. § 109 erhält folgende Fassung: 

4 109 

Umwandlung der Prüfungsausschüsse 

Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen- 
den Prüfungsausschüsse, die den §§ 36 bis 38 
nicht entsprechen, dürfen noch bis zum Ablauf 
ihrer Amtszeit oder bis zur Bildung neuer Prü- 
fungsausschüsse, längstens jedoch bis zum 31. De- 
zember 1971 Prüfungen abnehmen." 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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